
Beklagte: Europäische Kommission (Prozessbevollmächtigte: F. 
Clotuche-Duvieusart) 

Gegenstand 

Nichtigerklärung der stillschweigenden Entscheidung der Kom­
mission, den Klägerinnen den Zugang zu einem Dokument über 
die Energiepolitik der Europäischen Union zu verweigern 

Tenor 

1. Der Rechtsstreit ist in der Hauptsache erledigt. 

2. Die Europäische Kommission trägt ihre eigenen Kosten sowie die 
Kosten, die ClientEarth und Stichting BirdLife Europe entstanden 
sind. 

( 1 ) ABl. C 101 vom 6.4.2013. 

Beschluss des Präsidenten des Gerichts vom 29. August 
2013 — Frankreich/Kommission 

(Rechtssache T-366/13 R) 

(Vorläufiger Rechtsschutz — Staatliche Beihilfen — Beihilfen 
an Gesellschaften, die mit einer Gemeinwohldienstleistung be­
traut wurden, die in der Gewährleistung der Seeverbindung 
zwischen Korsika und Marseille besteht — Ausgleichszahlun­
gen für einen Zusatzdienst zum Grunddienst, der die touris­
tische Hauptsaison abdecken soll — Entscheidung, die diese 
Ausgleichszahlungen als mit dem Binnenmarkt unvereinbare 
Beihilfen einstuft und ihre Rückforderung von den Begüns­
tigten anordnet — Antrag auf Aussetzung des Vollzugs — 

Fehlende Dringlichkeit) 

(2013/C 298/11) 

Verfahrenssprache: Französisch 

Parteien 

Antragstellerin: Französische Republik (Prozessbevollmächtigte: E. 
Belliard, N. Rouam, G. de Bergues und D. Colas) 

Antragsgegnerin: Europäische Kommission (Prozessbevollmäch­
tigte: M. Afonso und B. Stromsky) 

Gegenstand 

Antrag auf Aussetzung des Vollzugs der Entscheidung C (2013) 
1926 final der Kommission vom 2. Mai 2013 betreffend die 
staatliche Beihilfe SA.22843 (2012/C) (ex 2012/NN), die Frank­
reich der Société Nationale Corse Méditerranée und der Com­
pagnie Méridionale de Navigation gewährt hat 

Tenor 

1. Der Antrag auf vorläufigen Rechtsschutz wird zurückgewiesen. 

2. Die Kostenentscheidung bleibt vorbehalten. 

Klage, eingereicht am 18. Juni 2013 — Kommission/Thales 
développement et coopération 

(Rechtssache T-326/13) 

(2013/C 298/12) 

Verfahrenssprache: Französisch 

Parteien 

Klägerin: Europäische Kommission (Prozessbevollmächtigte: R. 
Lyal und B. Conte im Beistand von Rechtsanwalt N. Coutrelis) 

Beklagte: Thales développement et coopération SAS (Vélizy-Vil­
lacoublay, Frankreich) 

Anträge 

Die Klägerin beantragt, 

— die Firma Thales zu verurteilen, der Europäischen Kommis­
sion sämtliche im Rahmen der Verträge NEMECEL und 
DREAMCAR erhaltene Beträge, d. h. für den Vertrag NEME­
CEL 700 335,66 Euro zuzüglich fälliger Zinsen und für den 
Vertrag DREAMCAR 812 821,43 Euro zuzüglich fälliger 
Zinsen, zurückzuzahlen; 

— der Beklagten sämtliche Kosten aufzuerlegen. 

Klagegründe und wesentliche Argumente 

Aufgrund einer Untersuchung des Europäischen Amts für Be­
trugsbekämpfung (OLAF) beantragt die Kommission mit ihrer 
auf Art. 272 AEUV gestützten Klage, die Beklagte zu verurteilen, 
ihr sämtliche Beträge zurückzuzahlen, die ihre ehemalige Toch­
tergesellschaft SRTI (SRTI System, Industrial Process Depart­
ment), die sodann SODETEG (Société d’Études Techniques et 
d’Entreprises Générales SA) und schließlich THALESEC (Thales 
Engineering and Consulting) hieß, im Rahmen zweier For­
schungsverträge, „NEMECEL“ und „DREAMCAR“, erhalten hatte. 

Die Kommission macht geltend, die fraglichen Beträge seien zu 
Unrecht aufgrund schwerwiegender finanzieller Unregelmäßig­
keiten, Nichterfüllung der vertraglichen Verpflichtungen und 
von Verstößen gegen wesentliche Rechtsvorschriften bezogen 
worden seien. Insbesondere habe die Tochtergesellschaft der 
Beklagten überhöhte Kosten angegeben, indem sie nicht geleis­
tete Arbeitsstunden in Rechnung gestellt habe.
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